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och eichter waäare miıt einem Antıdıskrıminierungsge- Wır wıssen besten, dafß ethnische oder relıg1öse Ho-
NAWA mogenıtät eıner Gesellschaft überhaupt keın Wert sıch

Eıne abschließende Frage: Was mu{(lß eigentlich über ISt, sondern iıne Wahnvorstellung. Eiınebnung, Vereın-
heitlichung un Gleichschaltung sınd immer iıne Gefahr,die rechtliche Normierung un polıtische Durchsetzung eın Zeichen der Verarmung. Es oılt daher die der Er-noch hinzukommen, damıt dıe Bundesrepublık langfristig scheinungen ın allen Lebensbereichen bewahren alsdann wirklıch einem ‚offenen Natıonalstaat“ werden wırksamstes Gegengift jede Form VO Erstarrung,kann? Verkrustung, Verknöcherung, die immer un überall le-

John Dıe Deutschen mussen eın Selbstverständnıs bensteindlich sınd Die größere Vielfalt 1ın UNMNSCHGT Repu-
VO sıch selbst entwıckeln. Keın olk hat mehr Grund als blık 1St eshalb nıcht NUr T  > sondern auch be-
WIr, ethnısch begründeten Natıiıonalısmus verachten. wufßt bejahen.

Solidarıtät un Subsidijarıtät stärken
Erklärung des ZdK ZUur Strukturreform 1m Gesundheitswesen
Dıie “O Präsıdıum des Zentralkomitees der deutschen K Ma{fßnahmen Z Kostendämpfung verstanden werden;
tholıiken Oßktober merabschiedete Erklädrung be1 der Strukturretorm 1mM Gesundheitswesen stehen WIr
ZUT Strukturreform ım (Gesundheitswesen ruft dazu auf, dıe gleichzeıtig VOT eiıner ethischen und ordnungspolıtischen
anstehenden Aufgaben nıcht NUT als Maßnahmen ZUT Kosten- Gestaltungsaufgabe.
dämpfung verstehen, sondern als ethische und ordnungspo- In UNSGIEGT: Wırtschaftts- un Sozıalordnung mujfs der
Iitische Gesamtaufgabe. Fs zırd betont, daß zwirkliche Mensch un seıne Würde 1m Miıttelpuhkt stehen. Auch
Erneunerungen ım Gesundheitswesen e1ine Anderung des Be- die Gesundheıtspolitik un: damıt die gyeplante Gesund-
wußtseins soOWwLE den Wıillen zeler VvorausseizZen, erkannte heitsreform steht VO  S der Verpflichtung, dıe menschlı-
Fehlentwicklungen abzustellen. che Würde, die Personalıtät des Menschen seıne

Indıyidual- un: Sozialnatur achten un Ördern.
Zentrale Aufgaben sınd dabe1 die Bewahrung der Eıgen-Dı1e Strukturretorm 1m ständıgkeıt des Menschen und dıe Förderung seıner

Gesundheitswesen 1ST 1ıne ethische Selbstverantwortung.
un ordnungspolıtische Dıiıes alles hat unmıiıttelbare Konsequenzen tür die Weıter-Gestaltungsaufgabe entwıcklung der Gesundheıitspolitik. Sıe steht vorrangıg
Christen tragen Miıtverantwortung für dıe Bewältigung Vor der Aufgabe, das Leben der Menschen bewahren

und hre Gesundheıit sichern. S1ıe mu{ß ber uch derender Aufgaben un: Probleme ıhrer Zeıt; darauf hat dıe
Kirche, haben NSeTC Bischöfe un: WIr Laıen ımmer WwIe- Fähigkeıiten ZUr eigenständıgen Bewältigung der e-

henden Aufgaben ANSCINCSSEC berücksichtigen, sSOWeIltder hıngewlesen. Das Zentralkomitee der deutschen Ka-
tholiken hat 4U5S dieser Miıtverantwortung wıederholt dies ıhnen möglıch 1St. Hıeraus ergeben sıch besondere

Anforderungen den einzelnen AA Gesundheitsvor-drängenden gesellschaftliıchen Fragen Stellung NO
e  Z un: Vorschläge 2R Weıiterentwicklung un: zukünf- OTrSC«C, ber auch bel der Weıterentwicklung des en

tigen Gestaltung uUuNserer staatlıchen, wirtschaftlichen und stungsrechts un der Organısationsstrukturen 1mM (Ge-
SsSun  eıtswesen.soz1ıalen Ordnung gemacht, darunter Zl Strukturretorm

der gesetzlichen Rentenversicherung un: ZUr Absıche- [ J)as Zentralkomitee der deutschen Katholiken 1TWartetl
runNngs des Pflegerisikos. VO der Reform, da{fß der Gedanke der Solidarıtät nıcht
Wır außern uUunNns nunmehr AA yeplanten Strukturretorm zurückgedrängt oder verwAassert wiırd. Er mu{l vielmehr
1mM Gesundheıtswesen, weıl die Reform nıcht 1U VO  s 20100 zeıtgemälß weıterentwiıickelt un: den Versicherten deut-
Rer ökonomischer un polıtıscher Tragweıte ISt, s$1e hat ıch gemacht werden. Dabe!l mussen uch Famılıen, alte
auch hohe moralısche Bedeutung. Miıt Sorge haben WITr Menschen, Behinderte un chroniısch Kranke darauf VeTlIi-
DA Kenntnıiıs DE  9 da{fßs In den gesundheıtspolıit1-
schen Diskussionen der etzten Monate immer stärker f1-

irauen dürfen, da{fß ihnen ın ıhrer jeweılıgen besonderen
Sıtuation die Solidarıtät der Versichertengemeinschaft 1ın

nanzıelle un: technische Detailfragen der Retorm und Zukunft sıcher 1St
wirtschafttliche Eiınzelinteressen ın den Vordergrund SC-
rückt, menschliche Aspekte der Strukturretorm dagegen Eng verknüpft MIt dem Solıdarprinzıp 1STt das Wirtschaft-
1ın den Hintergrund gedrängt wurden. lıchkeitsprinzip 1mM Gesundheitswesen. Wıirtschafttliıchkeit
Dıi1e anstehenden Aufgaben dürten nıcht einseltig als ISt keın Selbstzweck, sondern Voraussetzung für dıe
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dauerhaftte Funktionstüchtigkeit des Gesundheitswesens der Altersstruktur ührten /Zühe weıteren Steigerung der
nd tür den Fortbestand der Solıdargemeinschaft. An die ISt das An-Krankenversicherungskosten. ZugleichBeteıiligten ım Gesundheitswesen 1St daher die Forderung spruchsniveau der Patiıenten gegenüber ambulanter und
Zu richten, ım Interesse aller ihrer Miıtverantwortung für statıonärer Versorgung gestiegen.die Wırtschaftlichkeit des Gesundheitswesens gerecht Allerdings sınd auch beträchtliche Fehlentwicklungenwerden. An dıie Strukturreform 1STt die Erwartung rich- verzeichnen. Nıcht allen Ausgaben 1 Gesundheitswesen
ten, dıe Rahmenbedingungen verbessern, dafß alle steht uch 1ın entsprechender Nutzen gegenüber. Das Sy-Beteıilıgten nıcht 1U diesem Ziel verpflichtet werden, SONMN- 1St weder für Versicherte und Patiıenten noch für Lal
dern da{fß S1IE uch ihren Jeweıls notwendıgen Beıtrag stungsanbıeter kostentransparent. Es ehlen nreize
hıerzu eısten. wırtschaftlichem Verhalten. Anspruchsdenken un: mı1{($-
Eın entscheidender Schritt, diesem Zıel näher kom- bräuchliche Ausnutzung tragen zusätzlıiıch dazu beı, die

Leistungstähigkeit des Gesundheitswesens beeinträch-INECN, lıegt darın, dem Subsıdiarıtätsprinzip stärker (zel-
Lung verschaften. Vıele Probleme des Gesundheitswe- tigen. Neben einer kostenträchtigen Überversorgung In

einıgen Bereichen o1bt beträchtliche Defizite VOrTr allemSCNS sınd gerade auf das Fehlen oder dıe geringe
Bedeutung personaler Elemente und dıe adurch hervor- In der Gesundheıitsvorsorge, be] der Gleichstellung PSY-
gerufene Anonymıtät des Gesundheitswesens zurückzu- chisch un: somatısch Kranker SOWI1e be] der Pflege alter

und kranker Menschen.führen Dıiıe Handlungsfelder reichen VO der verbesser-
ten Transparenz über verstärkte Gesundheıitsvorsorge Dıie Folgen dieser Entwicklungen werden In der Finanz-
und iıne Vieltalt des Leistungsangebots miıt Wahlmög- krise UNSsSeres Gesundheitswesens deutlıich. Rund 600
lıchkeiten bıs hın Z Stärkung der Selbstverwaltung. Mrd also tast eın Drittel des Jährlichen Soz1alpro-
Wır alle stehen MIt der Strukturreform VO  s einer entschei- dukts, o1bt unsere Gesellschaft tür Sozlalleistungen AaUS

denden Weıichenstellung für (Jememwesen. S1e Dıiıeser Aufwand lag 198 / das Dreieinhalbfache höher
als 1970 och stärker stıiegen 1987 MIt 268 Mrd diewırd D gelıngen, wWwenn 1n der gesundheitspolitischen

Dıskussion einem breiten Konsens In un Gesell- Gesundheitsausgaben. Sıe lıegen viermal höher als 970
Am stärksten sınd die Ausgaben der gesetzlıchen Kran-schaft kommt. Angesichts der In dieser Dıskussion aufge- kenversicherung gestiegen. Miıt rund 125 Mrd habenLretenen scharten Interessengegensätze reicht nıcht

AUS, In dieser entscheidenden Frage lediglich eiınem SIE sıch selit dem Jahre 1970 vertüntfacht.
leichtzerbrechlichen Kompromi( kommen. Dıie Ver- Weıl die Ausgaben selmt vielen Jahren überproportional Zzur
wirklichung des GemeLnmwohls verlangt, da{fß jeder eın Lohnentwicklung steıgen, mußte der Beitragssatz Im
Stück Fıgeninteresse zurücknımmt und Z seiner Verant- Durchschnitt VO A Prozent 1M Jahre 970 auf tast
wortun ftür das Gemehnmwesen steht. Prozent Im Jahre 1988 erhöht werden. Der Höchstbeitrag

beı durchschnittlichem Beıitragssatz hat sıch on

1180,— 970 auf tast 7000,— 988 mehr als VOI-Die Strukturreform 1m sechsftacht.
Gesundheitswesen darf nıcht länger Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken beobachtethinausgeschoben werden diese Entwicklungen M1t Sorge. Es 1St der Auffassung,

da{ß eine verantwortliche Sozlalpolıtik angesichts derDie Bundesrepublık Deutschland verfügt ber eın le1l- Struktur- un Finanzprobleme des Gesundheitswesensstungsfähiges Gesundheitswesen. Seıin wichtigster Be- nıcht alles eım alten belassen darf hne gesetzgeber1-reich, die gesetzlıche Krankenversicherung, stellt sıcher, sche Mafßnahmen 1St keın Ende der Ausgabenspiraleda{ß die Mehrheit UNSCITIET Bevölkerung VOT den Krank-
heitsrisiken geschützt 1St. Sıe ewirkt einen solıdarıschen erwarten Diıe Probleme uUuNseres Gesundheitswesens WeTI-

den In der Zukunft noch schwerer lösen seın alsAusgleıch zwıschen einzelnen und Famılıen, zwıschen
Versicherten mMIt un ohne Kındern, zwıschen Gesunden heute. Die Strukturreftorm 1St daher nıcht 11UTFr unverzicht-

bar, S1e darf auch nıcht länger hinausgeschoben werden.un: Behinderten, zwıschen Menschen mMIıt unterschiedli-
chen Krankheitsrisiken un: nıcht zuletzt zwıschen Jung In den etzten Jahren wurden wıederholrt Vorstöfße g -un: Alt. Im internationalen Vergleıich lıegt die deutsche macht, dıe Kostenentwicklung dämpften. Dıes
Pflichtversicherung mıiıt ihren Leistungen der Spıtze. konnte die Ausgabendynamik ber TU zeıtweılıg brem-
Unser Gesundheitswesen mIıt freier Arztwahl, Freiberuf- sCcChH Die Ursachen 1erfür sınd weıtgehend systembe-lıchkeit der Gesundheitsberufe und einer Vieltfalt VO  an prI1- dıngt: Die gesetzlıche Krankenversicherung INn iıhrer
a öffentlichen un: treı gemeınnützıgen Trägern hat bısherigen Gestalt arbeitet aus der Sıcht der Versicherten
sıch 1m Rahmen der Soz1ıalen Marktwirtschaft bewährt. ANONYIM., Für die Leistungsanbieter, die In erstier Linıe dar-
Veränderte Rahmenbedingungen stellen Gesund- über entscheıden, welche Leistungen In welcher Qualitätheitswesen heute VOoO  S HEGUE Herausforderungen. Der —_ un: Menge erbracht werden, bestehen kaum nreıize
diızınısch-technische Fortschriutt hat dıe Therapiemöglich- wirtschaftlichem Verhalten;: häufig würden S$1e ß iıhr
keıiten erweıtert. Der Irend Z Ausweıtung mediziniı- Eınkommen verringern, WE S$1Ee sıch ine wıirtschaft-
scher Leistungen wurde verstärkt. Dıie Veränderungen In lıche Versorgung bemühten. Hınzu kommt, da{fß auch
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viele Versicherte keinen Grund sehen, Leistungen der In Modellversuchen sollte breıt und in verschiedenen \a
Krankenversicherung zurückhaltend in Anspruch ZzUu neh- riatiıonen erprobt werden, WIE die Versicherten auf diese
inen SO nat leider keiner der Beteıiligten ın unmıiıttelbares Transparenz reagleren und ob eine Beitragsrückerstat-
Interesse Aa Kosteneinsparungen. ın gyeelgnetes Instrument darstellt, mehr persönlıche

Verantwortung und auch mehr Wırtschattlichkeit CI -Alle Anstrengungen . tinanzıellen Stabilisierung WeT- möglıchen.den be1 dieser Sachlage keinen wıirkliıchen Wandel schaf- Die iındıvyıduelle Gesundheitsvorsorge mu{ß nachdrück-fen, solange nıcht gelıngt, Regelungen einzuführen, dıe lıch durch Aufklärung, Angebot regelmäßiger Vorsorge-das Interesse der Beteıilıgten an einer Sparsamen und WITrt- untersuchungen und durch nreize unterstützt werden,schaftlichen Nutzung VO Diensten und Leistungen evtl. auch ın Verbindung nıt Beıtragsrückerstattungen.weckt, ohne da{fß die 1M konkreten Krankheitstall NnNOLWeEN- Der einzelne Versicherte mu{ß das Recht erhalten, ZWI1-dıge Hılte unterbleibt. schen allen Leistungsanbietern wählen. Als Vorausset-
Unser System der gesetzlichen Krankenversicherung ZUNS 1erfür mu{fß iıne Vieltalt des Leistungsangebots
steht ıIn der Mıtte zwıschen dem Modell eines lıberalen sıchergestellt werden. In Einrıchtungen der Kranken-
Gesundheıitswesens, das marktwirtschaftlich organısıert pflege 1STt den relıg1ösen Bedürfnissen der Versicherten
ISt, un einem staatlıch organısıerten un finanzıerten Sy- Rechnung tragen. Dıies dıent zugleıch auch dem Ver-
Stem ohne Eigenbeteiligung. Es esteht eın allgemeiner trauensverhältnis zwischen Patiıent un Leistungsanbie-
Onsens In der Ablehnung sowohl einer eın marktwirt- tern und letztlich auch dem Heilungsprozelßs des Patıen-
schaftlıch-privaten als auch einer staatlıch-kollektiven ten

Lösung. Irotz teilweıise erheblicher Gegensätze wUun- Diıe Versorgung der Versicherten miıt Arznel1-, eıl-schen alle uUuNSerTreM solıdarısch organısıerten un finan-
zierten System festzuhalten, weıl gyleichzeıtig freiheit- und Hıltsmitteln mufß gewährleıstet se1ın. Festbeträge, bis

deren She dıe Krankenkassen dıe Kosten für Arz-lıch und sozl1al, ber auch leistungsfähiger un: kosten-
günstiger IST als anders organısıerte 5Systeme. Wenn alle nel-, eıl un Hılfsmuittel übernehmen, sollten als Steue-

rungsmittel eingeführt werden, 198 i1ne wirtschafrtlicheGruppen Volkes dieses 5System 1m Grundsatz für
richtig halten, dann mu{ß auch eıne Verständigung ber Arzneiuittelversorgung gewährleısten.

An den Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-iıne systemımmanente Retorm möglıch seIn, die die Ge-
sundheıtsversorgung gewährleistet, die Leistungs- und rung sınd RKentner überproportional beteıiligt, während

ihr Beitragssatz deutlich dem ler übrıgen Beıitrags-Anpassungstähigkeit des Systems erhöhrt und letztlich
dem Gemeinwohl dient. zahler legt. Der Krankenversicherungsbeitrag der KRent-

sollte daher dem Arbeitnehmer-Anteıl des durch-
Eıne wesentliche Aufgabe der Strukturretorm der BESCIZ- schnittlichen Beitragssatzes angeglichen werden.
lıchen Krankenversicherung ırd © seIN, Im Rahmen die- Auch 1n Zukunft mu{ sichergestellt se1n, da{ßß Famıiılıen-
en Zielsetzung Einnahmen und Ausgaben 1n eın dauer- mıtglieder, die nıcht der Versicherungspflicht unterliegen,
hattes Gleichgewicht zZzu bringen, ohne dıe Grundversor- ohne zusätzliche Beıiträge Im Rahmen der 508 „Famıilıen-

der Versicherten gefährden. Wır WI1SSeEN, da{fß dıe hılfe“ der soz1alen Krankenversicherung mitversichert
Alterssicherung und dıe Gesundheıitsversorgung infolge sind. Aus tamılıenpolıtischen Gründen 1St bei Leistungen
des Geburtenrückgangs und der Verschiebung der Alters- für die Famılıenangehörigen auft Zuzahlungen, Eıgenbe-
struktur VOT unausweiıchlichen und steigernden tinanzıel- teiılıgungen und dergleichen z verzichten.
len Belastungen stehen. Das erschreckende Ausma(dßs der Der hıistorisch gewachsene Leistungskatalog der Kran-
Schattenwirtschaft verdeutlicht, da{fßs ımmer mehr Arbeit- kenversicherung mufß dahingehend überprüft werden, ob
nehmer und Arbeıitgeber immer wenıger bereıt sınd, Ste1- alle Leistungen angesichts des erreichten Wohlstands
gende Belastungen durch gesetzlıche Sozialabgaben hın- auch heute noch uneingeschränkt notwendıg ınd bzw
zunehmen. Eıne Stabilisierung der Beitragssätze auch iın unbedingt VOoO der Solidargemeinschaft der Krankenver-
der gesetzlichen Krankenversicherung 1STt daher unbe- sıcherten finanzıiert werden mussen. Einschränkungen,
dingt ertorderlıich. insbesondere be1 „Bagatellfällen”, aber auch bel den dra-

matısch gestiegenen Nebenkosten @ Krankenftahrten),
sınd n  u prüfen. Dabe1l mu{fß jedoch der Soz1ialver-Unsere Forderungen ZUr träglichkeıt, iınsbesondere 1mM Hınblick auf Behinderte,

Strukturreform pflegebedürftige un chronisch kranke Menschen Rech-
NUunNns werden.

An die Strukturreform 1m Gesundheitswesen, dıe Jjetzt DA

Dıi1e Krankenkassenfinanzıerung VO Abtreibungenparlamentarıschen Beratung un: Beschlufßsfassung
steht, sınd tolgende Anforderungen stellen: aufgrund nıchtmedizinischer Indikation 1St aUusS dem ISel-

stungskatalog ersatzlos streichen. Dıie FınanzıerungDıie Beziehung der Krankenkasse ZzUu einzelnen Vers1ı-
cherten mu{ intensıver werden. Eın Schritt dazu ISt, da{ß widerspricht dem Versicherungsprinzı1p, da 119  - sıch 1Ur

ungeWwI1sse Ereijgnısse versichern kann Vor allemjeder Versicherte volle Iransparenz darüber erhält, wel-
che Leistungen beansprucht hat Dabe! mu{ den Belan- ber wıderspricht die Krankenkassenfinanzıerung dem

Solıdarprinzıp. Sıe 1St moralısc abzulehnen, weıl S$1e dieSCH des Datenschutzes Rechnung werden.
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Solidargemeinschaft der Krankenversicherten ZUr Finan- Agrar-, Verbraucherpolitik; Arbeıts- un Soz1alpolıtik;
zıierung VO Tötungshandlungen verpflichtet. Umwelt-, Verkehrs- un Wohnungspolitik m.) kann

Dıi1e Reform mu{fß eınen Finanzausgleıich zwıschen diese Aufgabe erheblich unterstützen. In diesem /Zusam-
Krankenkassen erleichtern und dıe rechtlichen Rahmen- menhang stellt sıch auch die Bekämpfung der Sucht-
bedingungen für die verschiedenen Kassenarten angleı- krankheiten Drogen, Alkohol, Nıkotin als ine
chen. Die Wahltreiheit der Versicherten den Kranken- polıtısche Querschnittsaufgabe VO  —$ hoher Dringlichkeıit.
kassen 1St erweıtern; längst überholte Ungleichbehand- Immer noch bestehen deutliche regıonale Ungleıichhei-
lungen VO  S Arbeıtern un Angestellten (B be]l der ten be] der Gesundheıtsversorgung, iınsbesondere 1m
Versicherungspflichtgrenze) sınd beseıtigen. Es ISTt NOL- Dienstleistungsbereich. Angesıchts hoher Investitionsko-
wendig, In den VO den einzelnen Kassen nıcht beeintfludfs- stien 1St War verständlıch, da{fß medızınısch-technische
baren Komponenten (Grundlohnsumme, Zahl der mıtver- Großgeräte un: Spezıialklınıken VO  s allem In den Bal-
sıcherten Famılıenmitglieder und Zahl der Kentner) eınen lungszentren vorhanden sınd Dıie Solıdarıtät verlangt
kassenartenübergreifenden Rısıkoausgleich vorzusehen, aber auch, dafß dıe Gesundheitsversorgung 1mM ländlichen
damıt Wettbewerb mi1t dem Solıdarprinzip vereinbar Raum durch Arzte und medizınısche Eiınrıchtungen
bleibt un autf das eigentliıche Feld gelenkt wırd, nämlıch gesichert wiırd.
dıe möglıchst wiırtschaftrtliche Erbringung der Versiche-
rungsleistung.

Die Verhandlungsposition der Selbstverwaltungseıin- Wır mMUSSen fähıg se1n, NECUEC soz1ale
rıchtungen der Kassen 1ST gegenüber den Leistungsanbie- Aufgaben der Zukunft lösen
tern CD durch NECUE Vergütungs-, Vertrags- un:
Versorgungsiormen) grundätzlıch stärken. Auch sollte Dıie tortschreitende Überalterung Volkes tührt
der Verhandlungsspielraum über Anreızsysteme be]l der die bislang bewährten sozıalen Sıcherungssysteme 1ın 1ne
Vergütung der Leistungen erweıtert werden, einem maAassıve Krıse, dıe weıte Teıle unserer Bevölkerung noch
größeren Kostenbewußftsein un vermehrter Wırt- nıcht wahrhaben wollen Diese wiırkt sıch auch auf
schattlichkeit beizutragen. dıe schwieriger werdende Sıtuation 1m Bereich der Pflege

Dı1e Versorgungsaufgaben der Krankenhäuser SOWIeEe A4AUS Der Gesellschaft als Solıdargemeinschaft stellt sıch
dıe haus- un fachärztliche Versorgung sınd besser autf- dıe Aufgabe, den kommenden Anforderungen durch dıe
einander abzustimmen; die Zusammenarbeıt der Kran- Förderung der Pflegeberufe und ehrenamtlicher Diıenste
kenhäuser mıiıt den nıedergelassenen Arzten 1ST verbes- entsprechen. So werden VO Gesundheıitssy-
SNn a STEmM tiefgreifende Umstellungen verlangt. Eıne erant-

Arznehmnuttel werden In der Bundesrepublık 1m S2- wortliche Sozialstrukturpolitik mu{fß rechtzeıltig Weıichen
ZENSALZ allen übrıgen EG-Ländern mıiıt dem vollen stellen, damıt nıcht die unabwendbare Zunahme des An-
Mehrwertsteuersatz belastet, während Medikamente für teıls älterer Menschen das Leistungsvermögen des Soz1al-
Tıere teılweise mıt dem halben Mehrwertsteuersatz belegt Taates SpreNgtT.
werden. Weder thısch noch gesundheıtspolıtisch 1St Neue Herausforderungen für Gesundheitsweseneinzusehen, weshalb Arzneıumiuttel, die doch der Wıiıeder- bringt die Einführung des gemeınsamen Bıinnenmarktesherstellung der Gesundheit der Menschen dienen, g- In der Europäischen Gemeininschaft ab 199) Er wırd Ver-USsSo hoch WI1I€E Luxusgüter besteuert und 05 1-
über veterınärmedizıniıschen Präparaten benachteıiligt änderungen auch für Gesundheitswesen AAAn Folge

haben (ZB5 be]l der Ausbildung medizinıschen Beru-werden. An die Steuergesetzgebung 1St daher die Forde-
rungs stellen, ArzneıLhmlıittel entsprechend den Regelun- fen, auf dem Arbeıtsmarkt, bel der Besteuerung VO  — (SU=

tern und Dienstleistungen 1im Gesundheıtsbereich), die
SCH In den übrigen Beandern mI1t deutlich reduzier-
ten Steuersätzen belegen un: langfristig möglıchst auf rechtzeitige Anpassungen zwıngend notwendig machen.

Wır ordern die Bundesregilerung auf, hierzu 1ne Der-dıe Besteuerung Sanz verzıchten. Damıt würde eın
heblicher Beıtrag ZUE Kostenentlastung der Solıdarge- spektivuntersuchung vorzulegen, damıt sıch alle (Ge-

sundheıltswesen Beteılıgten rechtzeıtig auf diese Verände-meınschaft aller Krankenversicherten geleıstet.
runscnh einstellen können.

Die Stabilisıerung un finanzıelle Sıcherung uUunseres hne dıe geforderten Veränderungen können die Pro-
Gesundheitswesens hängt uch entscheidend VO der Be- bleme UÜNMNSECHLCS Gesundheitswesens nıcht gyelöst werden.
reitschafrt der Menschen ab, sıch gesundheıtsbewußt Entscheidendes hängt jedoch VO Verhalten der Men-
verhalten un: Vorsorgemaßnahmen uUutLzen Mehr schen ab Wırkliıche Erneuerungen seizen iıne Anderung
Autmerksamkeit mu{ den gesundheıtlıchen Auswirkun- des Bewulßitseins un: den Wıllen vieler VOTrTaus, erkannte
SCH der soz1ıalen un natürlıchen Umwelr (einschließlich Fehlentwicklungen abzustellen. Das Zentralkomitee der
der Arbeıtswelt) gyezollt werden. Dıie Krankheitsverhü- eutschen Katholiken appelliert alle Beteılıgten, sıch
tung 1St hınter der Entwicklung der kuratıven Medizın den drängenden gesundheitspolitischen Aufgaben stel-
rückgeblieben. Die Berücksichtigung gesundheıtspoliti- len und daran mıtzuwiırken, die Probleme uUNseTrTes Ge-
scher Aspekte In anderen Politikbereichen (Industrie-, sundheitswesens Z Wohle aller überwinden.


